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18. Wahlperiode 16.7.2026

Mitteilung
des Rechnungshofs

Jahresbericht 2026 zur Haushaltsrechnung 2024
(vgl. Drucksache 18/300)

hier: Beitrag Nr. 18 — Ausgaben des Landes fiir das Forder-
programm Invest BW (Kapitel 0702)

Anlage zum Schreiben des Rechnungshofs vom 16. Juli 2026, Az.: RHP3-0451.1-
25/3/3:

Von 2021 bis 2024 forderte das Land iiber das Programm Invest BW
657 Investitions- und Innovationsvorhaben mit 291 Mio. €. Durch eine
unzureichende Konzeptionierung des Forderprogramms setzte es dabei
Landesmittel teilweise weder sparsam noch wirtschaftlich ein. Zudem
wurden Projekte als forderfihig eingestuft, deren Wirksamkeit fiir die
Stirkung des Wirtschaftsstandorts Baden-Wiirttemberg fraglich ist.

18.1 Ausgangslage

Baden-Wiirttemberg befand sich 2020 insbesondere infolge der Coronapande-
mie in einer Rezession. Deshalb entwickelte das Land das nach eigenen Anga-
ben groBte branchenoffene Investitions- und Innovationsférderprogramm in der
Geschichte Baden-Wiirttembergs: Invest BW. Es stellte dafiir 300 Mio. € aus
der Riicklage ,,Zukunftsland BW — Stérker aus der Krise* bereit. Seit 2023 wird
Invest BW aus allgemeinen Haushaltsmitteln weitergefiihrt. Bis 2029 stellt das
Land Mittel und Verpflichtungserméichtigungen von 130 Mio. € fiir die Innova-
tionsforderung zur Verfligung.

Gegenstand unserer Priifung waren die beiden ersten Forderphasen von Invest
BW, die aus der Riicklage finanziert wurden: Invest BW I mit einer Investitions-
und einer Innovationsforderlinie sowie Invest BW II, bestehend aus fiinf Forder-
aufrufen, mit einer reinen Innovationsforderung.

Ziel der Forderung war insbesondere, die gesamtwirtschaftliche Nachfrage und
Wettbewerbsfahigkeit zu stirken, die Unternehmen bei der Bewaltigung der wirt-
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schaftlichen Folgen der Coronapandemie zu unterstiitzen, die Wertschopfungs-
strukturen nachhaltig zu stabilisieren sowie neue qualifizierte Arbeitsplitze zu
schaffen. Insgesamt sollte Baden-Wiirttembergs Wirtschaft mit Invest BW ge-
starkt aus der Krise kommen.

Die Abwicklung von Invest BW iibernahm ein Projekttrdger, der auch fiir die
Begutachtung der Vorhaben zustdndig war. Die Auswahl der Vorhaben traf das
Wirtschaftsministerium.

Forderberechtigt waren Unternehmen und Forschungseinrichtungen. Sie stellten
2.634 Antrige, wobei unter bestimmten Voraussetzungen eine mehrfache Bean-
tragung moglich war. Das Wirtschaftsministerium bewilligte von 2021 bis 2024
insgesamt 1.091 Antrége fiir 657 Einzel- und Verbundvorhaben mit einer Bewilli-
gungssumme von 291 Mio. €. Die bewilligten Forderbetrdge variierten zwischen
2.454 € und 2,9 Mio. €. Sie wurden als nicht riickzahlbare Zuschiisse gewéhrt.

Begleitend haben wir im Herbst 2024 eine Umfrage bei 1.096 Unternechmen
durchgefiihrt, die einmalig einen Antrag auf Foérderung gestellt hatten (For-
schungseinrichtungen haben wir in die Umfrage nicht einbezogen). Die Betei-
ligungsquote lag bei knapp 32 %.' Rund 73 % der Teilnehmenden haben eine
Forderung aus Invest BW erhalten (256 Unternehmen). 93 Teilnehmende gaben
an, dass ihr Antrag auf Invest BW nicht bewilligt wurde.

18.2 Priifungsergebnisse

18.2.1 Forderung nicht zielgerichtet und Finanzierung nicht bedarfsgerecht

Die Unternehmen sollten nach den Kabinettsvorlagen vom 14. Dezember 2020
und 22. Juli 2021 mit der einzelbetrieblichen Forderung aus Invest BW u. a. eine
zielgerichtete Unterstiitzung bei der Bekdmpfung der wirtschaftlichen Folgen der
Coronapandemie erhalten. Eine konkrete finanzielle oder wettbewerbliche Betrof-
fenheit der Unternehmen durch die Pandemie verlangte das Wirtschaftsministe-
rium in den Fordervoraussetzungen nicht. Es forderte daher unabhingig davon,
ob ein Unternehmen tatséchlich an wirtschaftlichen Folgen der Coronakrise litt,
oder nicht.

Das Wirtschaftsministerium stufte Projekte als forderfdhig ein, die keinen oder
lediglich einen sehr bedingten Mehrwert zur Stirkung des Wirtschaftsstandorts
Baden-Wiirttemberg erkennen lassen, u. a. die Entwicklung von herzhaften Brot-
aufstrichen oder veganem Késeersatz. Zudem wurden Vorhaben gefordert, bei
denen der Forderbetrag nur in einem marginalen Verhéltnis (bis zu deutlich unter
einem Promille) zum Jahresergebnis des Unternehmens stand.

Unsere Umfrage zeigte, dass die geforderten Unternehmen ihrer eigenen Ein-
schitzung nach von der Férderung profitierten, z. B. indem sie marktgéngige In-
novationen entwickelten oder effizientere Produkte auf den Markt brachten. Die
verfolgten Landesziele formulierte das Ministerium fiir eine spezifische Uberprii-
fung jedoch zu abstrakt. Anhand der bislang gebildeten Kennzahlen und Ziel-
werte, z. B. bewilligte Fordersumme, Unternechmensgréfe, Branche, konnte es
den diesbeziiglichen Erfolg nicht messen.

Der spezifische Bedarf an Landesmitteln war weder in der Planungsphase noch
bei der Fortfiihrung des Forderprogramms fundiert genug ermittelt worden, son-
dern orientierte sich an der Hohe der verfligbaren Haushaltsmittel bzw. der Nach-
frage. Haushaltsschonende Finanzierungsformen, wie z. B. Darlehen, kamen nach

! An der Umfrage nahmen 491 Unternehmen teil. Davon fiillten 349 den Fragebogen vollstindig
aus. Nur vollstidndig ausgefiillte Fragebogen haben wir bei der Auswertung beriicksichtigt.
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Angaben des Ministeriums nicht in Betracht, weil fiir deren Abwicklung weder
der Projekttrager noch die L-Bank zur Verfiigung standen. Teilweise iiberschnitt
sich Invest BW mit anderen 6ffentlichen Forderangeboten, wobei diese grundsétz-
lich vorrangig in Anspruch genommen werden sollten. Rund 2,2 Mio. € bewilligte
das Land an Unternehmen, die zu diesem Zeitpunkt grundsitzlich auch die For-
derbedingungen einer Bundesforderung erfiillten.

18.2.2 Uneingeschrinkte Forderung begiinstigte Mitnahmeeffekte

Unsere Umfrage zeigte, dass die Unternehmen ihre Vorhaben teilweise auch ohne
Landesmittel durchgefiihrt hitten. Auf unsere Frage: ,,Hétte Thr Unternehmen das
Projekt auch ohne Férderung durchgefiihrt? antworteten die Teilnehmenden, die
eine Forderung erhalten hatten, wie folgt (siche Abbildung 18-1):

Abbildung 18-1: Hétte Thr Unternehmen das Projekt auch ohne Forderung durchgefiihrt?

—Ja
etwa zum
selben Zeitpunkt
13 % Ja
innerhalb
1Jahres
4%
. o
Nein 12% — Ja
nach 1Jahr
19 % —_J

etwa nach 5 Jahren

Keine Angabe - 7

Rund 48 % der geforderten Umfrage-Teilnehmenden gaben an, dass sie das
Vorhaben auch ohne Forderung durchgefiihrt hitten. Die weitere Auswertung
zeigte, dass rund 12 % dieser Teilnehmenden das Vorhaben nicht nur zeitnah,
sondern auch in identischem Umfang ohne staatliche Zuschiisse durchgefiihrt hat-
ten. Hochgerechnet setzte das Land mindestens 16 Mio. € unwirtschaftlich ein.2

18.2.3 Aufwendiges Antragsverfahren

Dem Land entstanden fiir die Abwicklung von Invest BW insgesamt Verwal-
tungskosten von rund 8,2 Mio. €. Davon entfielen 2,5 Mio. € auf abgelehnte Vor-
haben. Mit einer Verwaltungskostenquote von knapp 3 % hat das Wirtschaftsmi-
nisterium die verwaltungsseitige Abwicklung von Invest BW insgesamt kosten-
effizient organisiert.

Im Rahmen unserer Umfrage gaben jedoch 41 % der Teilnehmenden an, dass sie
bei der Antragstellung Hilfe von Externen in Anspruch genommen haben. Bei
einem Drittel von ihnen entstanden dafiir Kosten von 10.000 € und mehr. Dariiber
hinaus empfanden 47 % aller Teilnehmenden den Aufwand fiir die Antragstellung

2 Fiir die Hochrechnung haben wir die jeweiligen Forderbetriige der potenziellen Umfrage-
Teilnehmenden mit Bewilligungsbescheid den Forderkategorien unserer Umfrage zugeordnet
und mit dem Anteil des jeweiligen Umfrage-Ergebnisses multipliziert.
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als hoch bzw. unverhéltnisméBig hoch. Beméngelt wurden etwa die Detailtiefe
und Komplexitit der Antrdge sowie eine unzureichende Digitalisierung des Ver-
fahrens. Das Ministerium hat bereits seit Invest BW II fortlaufend Mafinahmen
zur Vereinfachung des Antragsverfahrens vorgenommen, z. B. Stichtagsverfahren
mit zweistufigem Antragsverfahren.

Mit der Coronapandemie entstand eine komplexe Beihilfelandschaft. 70 % der
Umfrage-Teilnehmenden gaben an, dass sie in den letzten 5 Jahren neben Invest
BW mindestens eine weitere Forderung erhalten haben. Die Daten zu den ge-
wihrten Forderungen liegen bei den Bewilligungsbehorden digital vor. Es gibt bis
heute keine bundesweite Datenbank, in der bewilligte Férderungen insgesamt und
unabhiingig von beihilferechtlichen Meldepflichten erfasst werden. Bei der Uber-
priifung der beihilferechtlichen Obergrenzen verlie3 sich das Ministerium daher
auf die korrekte Selbstauskunft der Antragstellenden.

18.3 Empfehlungen

18.3.1 Forderung entsprechend der Landesziele gestalten

Das Wirtschaftsministerium sollte bei der Fortfiihrung von Invest BW die Ziel-
gruppe der Forderung durch die Wahl geeigneter Fordervoraussetzungen ein-
schrinken, um Mitnahmeeffekte zu reduzieren und die Zukunftsfahigkeit des
Wirtschaftsstandorts Baden-Wiirttemberg zu stérken. Die Fordervoraussetzungen
sind entsprechend der Landesziele auszugestalten. Sofern die Bewdltigung von
Krisen Anlass fiir eine Forderung ist, sollte sich dies auch in den Foérderbedingun-
gen widerspiegeln.

Fiir einen effektiven Einsatz der Fordermittel halten wir es fiir unabdingbar, dass
bereits in der Planungsphase des Forderprogramms die Forderziele des Landes
definiert und geeignete Kriterien fiir die Feststellung der Wirksamkeit festgelegt
werden. In der Folge muss sich auch die Auswahl von forderfiahigen Projekten
strikt an den definierten Forderzielen festmachen.

18.3.2 Bedarf genau ermitteln, Uberschneidungen ausschlieen

Die benétigten Landesmittel sind unter Beriicksichtigung des spezifischen Be-
darfs des Forderprogramms zu ermitteln. Der Bedarf muss sich dabei an definier-
ten strategischen Zielen zur Stirkung des Wirtschaftsstandorts Baden-Wiirttem-
berg und dem damit verbundenen Umsetzungsaufwand festmachen. Haushalts-
schonende Finanzierungsformen sind bevorzugt einzusetzen. Hierfiir sollten auch
Alternativen bei der Abwicklung oder der Férdergestaltung gepriift werden. Uber-
schneidungen mit anderen Forderungen sollte das Ministerium von vornherein
ausschliefen. Hilfsweise sollte es den Vorrang anderer Forderangebote einzelfall-
bezogen tiberpriifen.

18.3.3 Antragstellende und Verwaltung durch eine zentrale Datenbank entlasten

Das Ministerium sollte sich aktiv dafiir einsetzen, dass mittelfristig ein einheit-
licher Stammdatensatz aus den bei den staatlichen Bewilligungsstellen ohnehin
digital vorliegenden Bewilligungsdaten zu sdmtlichen staatlichen Zuwendungen
an Unternehmen in einem bundesweit zentralen Register zusammengefiihrt wird.
Auf diese Weise konnte die Verwaltung bereits vorhandene Daten weiterverwen-
den und die Einhaltung der Beihilfeobergrenze einfacher {iberwachen. Meldungen
an die Berichtsportale wiirden zudem automatisiert erfolgen. Dies wiirde sowohl
die Verwaltungen als auch die Antragstellenden entlasten.
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18.4 Stellungnahme des Ministeriums

Im Gesamtumfang, aufgrund der dargestellten finanziellen Mittelausstattung, der
Vielzahl an unterschiedlichen Antrdgen und zahlreichen geforderten Vorhaben
handelt es sich bei Invest BW insgesamt um ein sehr komplexes Forderinstru-
ment. Im Ergebnis sei es nach Auffassung des Wirtschaftsministeriums dennoch
gelungen, den Innovationsstandort Baden-Wiirttemberg in Zeiten multipler Kri-
sen in der gesamten Flache des Landes nachhaltig zu stirken und die Innovations-
dynamik zu beleben. Dabei konnte Invest BW insgesamt sehr effizient abge-
wickelt werden, eine grofle Breitenwirkung entfalten und Unternehmen verschie-
dener Branchen und unterschiedlicher Grofen gleichermalien erreichen.

Die Riicklage Zukunftsland BW sei politisch als Impulsgeber zur Stabilisierung,
Starkung und Sicherstellung der Zukunftsfahigkeit des Landes initiiert worden.
Es sei gerade auch Ziel von Invest BW gewesen, weitere Notlagen von Unter-
nehmen zu vermeiden. Nach Einschédtzung des Wirtschaftsministeriums sei es ge-
rechtfertigt, auch die Innovationsfahigkeit von Unternehmen weiter zu stirken,
die wihrend der Coronapandemie erfolgreich waren.

Die Mittelausstattung fiir Foérderprogramme erfolge im Rahmen des Planaufstel-
lungsverfahrens und unter Beriicksichtigung der verfiigbaren Haushaltsmittel im
Landeshaushalt. Die tatsidchliche Ausgestaltung von Férdermafnahmen sei inso-
fern regelmifBig an die Realitdten im Landeshaushalt anzupassen. Erhebungen
des statistischen Landesamtes zum Innovationsstandort haben in den letzten Jah-
ren eine riickldufige Innovationsdynamik gezeigt. Auch wissenschaftliche Unter-
suchungen wie die Innovationserhebungen des ZEW oder des Fraunhofer Institu-
tes fiir System- und Innovationsforschung ISI begriinden den Bedarf staatlicher
Innovationsforderung. Die groe Nachfrage und regelméBige Uberzeichnung der
einzelnen Foérderaufrufe verdeutlichen, dass Invest BW aus der gesamten Wirt-
schaft gut angenommen wird und insofern bedarfsgerecht ausgestattet ist.

Ausgangspunkt der Uberlegungen zur Zielsetzung fiir Invest BW sei insbesondere
die Innovationsstrategie des Landes (Fortschreibung 2020) und die dort identi-
fizierten Forderliicken in der einzelbetrieblichen Innovationsférderung gewesen.
Mit der Konzeptionierung und Forderbekanntmachung der einzelnen Forderauf-
rufe seien spezifische Forderziele definiert worden. In der aktuellen Forderphase
orientierten sich die Forderaufrufe thematisch an den Zukunftsbildern des Im-
pulspapiers zur ,,Zukunft der Wertschopfung Baden-Wiirttemberg™. In diesem
Kontext wiirden nicht nur Technologieunternehmen adressiert, vielmehr fande der
dem Programm zugrunde liegende Innovationsbegriff bewusst auch auf zukunfts-
trachtige Produkte und Prozesse anderer Branchen, z. B. der Lebensmittel- oder
Pharmaindustrie, Anwendung. Die stdndige Bereitschaft der Unternehmen, In-
novationen zu schaffen, und die Féhigkeit, diese auch umzusetzen, sei eine ent-
scheidende Voraussetzung zur Erhaltung und Stirkung der Wettbewerbsfahigkeit
von Unternehmen, die mit diesem Programm branchenoffen unterstiitzt werden
sollten.

Nach Auffassung des Wirtschaftsministeriums seien Riickschliisse iiber mogliche
Mitnahmeeffekte differenzierter zu betrachten; so sei generell davon auszugehen,
dass Forderangebote zu einem Anreizeffekt bei antragstellenden Unternehmen
fiihren und die ausgeldste Antragsdynamik weit iiber die angenommenen Mitnah-
meeffekte hinausgehen wiirden.

Das Wirtschaftsministerium verfolge bei der Ausgestaltung seiner Férderangebote
einen sparsamen Mitteleinsatz der verfiigbaren Landesmittel, dementsprechend
seien auch die Forderkonditionen fiir Invest BW ausgestaltet worden. Dariiber hi-
naus erfolge eine regelméBige Priifung der Forderlandschaft, insbesondere orien-
tiert an der Forderdatenbank des Bundes.

Das Wirtschaftsministerium sei fortlaufend bemiiht, den Antrags- und Bearbei-
tungsaufwand zu begrenzen. Mit der Neufassung der VV-LHO zum 1. Januar 2026
und MaBinahmen zur weiteren Digitalisierung des Forderverfahrens seien zukiinftig
zusitzliche Erleichterungen zu erwarten.
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Die Umsetzung einer bundesweiten Datenbank liege nicht im Verantwortungs-
bereich des Wirtschaftsministeriums und gehe iiber das Forderprogramm Invest
BW hinaus. Nach Auffassung des Wirtschaftsministeriums koénne die Uberprii-
fung z. B. zur Einhaltung des Beihilferechts auf Grundlage der Selbstauskiinfte
der Antragstellenden effizient und rechtssicher erfolgen. Dariiber hinaus sorge das
Wirtschaftsministerium fiir Transparenz durch die regelméBige Verdffentlichung
der bewilligten Fordermittel sowie die ohnehin verpflichtende Meldung in der
Transparenzdatenbank der EU. Eine weitere Datenbank werde dagegen kritisch
gesehen. In der Abwigung neuer Meldepflichten sollten die bereits bestehenden
und sehr weitreichenden Meldepflichten beriicksichtigt werden.

18.5 Schlussbemerkung

Wir halten an unserer Auffassung fest. Damit die Fordermittel des Landes kraft-
voll wirken und tatsdchlich zur langfristigen Sicherung des Wirtschaftsstandorts
Baden-Wiirttemberg beitragen kdnnen, muss Invest BW kiinftig als dezidiertes
Transformationsprogramm ausgestaltet werden, das zukunftsfidhige Wertschop-
fungsbereiche gezielter in den Blick nimmt. Zudem hiitte eine fokussiertere For-
derung die festgestellten Mitnahmeeffekte und Uberschneidungen mit anderen
Forderprogrammen abgemildert.

Die Ministerpriasidentenkonferenz hat am 4. Dezember 2025 zusammen mit dem
Bundeskanzler die ,,Foderale Modernisierungsagenda“ vereinbart. Diese soll kon-
sequent und zeitnah umgesetzt werden. Die Modernisierungsmafinahmen konzen-
trieren sich u. a. auf weniger Biirokratie sowie digitalisierte Verfahren, die ins-
besondere zu einer hoheren Serviceorientierung fiithren sollen. Auch haben Bund
und Lénder mit dem am 1. Februar 2026 in Kraft getretenen ,,NOOTS-Staats-
vertrag® (Vertrag iiber die Errichtung, den Betrieb und die Weiterentwicklung des
Nationalen Once-Only-Technical-Systems) einen weiteren Schritt hin zur Schaf-
fung einer gemeinsamen Infrastruktur fiir den Datenaustausch der 6ffentlichen
Bundes- und Landesstellen nach dem Once-Only-Prinzip unternommen. Das
Land Baden-Wiirttemberg hat dem Staatsvertrag im Oktober 2025 zugestimmt.
Zu guter Letzt bestehen weitgehende EU-rechtliche Transparenzvorschriften. So
schreibt beispielsweise die EU-Verordnung 2023/2831 den Mitgliedstaaten vor,
»dass Angaben zu gewéhrten De-minimis-Beihilfen ab dem 1. Januar 2026 in
einem zentralen Register auf nationaler oder Unionsebene erfasst werden.*

Ein bundesweites, dem guten Beispiel anderer EU-Staaten folgendes Zentralregis-
ter fiir gewdhrte staatliche Zuwendungen an Unternehmen fiigt sich in diese Be-
strebungen ein und wird bereits bestehenden Anforderungen effizienter gerecht.



	Landtag von Baden-Württemberg
	18. Wahlperiode
	Drucksache 18 / 318
	16.7.2026
	Mitteilung
	des Rechnungshofs
	Jahresbericht 2026 zur Haushaltsrechnung 2024
	(vgl. Drucksache 18/300)
	hier:  Beitrag Nr. 18 –  Ausgaben des Landes für das Förderprogramm Invest BW (Kapitel 0702)


